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Richtlinie zur Förderung von  
Investitionen zur energetischen Optimierung 

in Bildungsstätten der allgemeinen,  
politischen und kulturellen Bildung

Gl.Nr. 6608.29

Bekanntmachung des Ministeriums für Justiz, Kultur und 
Europa
vom 18. August 2016 – II 41 -

Präambel

Die Förderung der energetischen Optimierung in Bil-
dungsstätten der allgemeinen, politischen und kul-
turellen Bildung wird im Rahmen des Landespro-
gramms Wirtschaft (LPW) aus Mitteln des Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
durchgeführt.

Diese Richtlinie konkretisiert die Vorgaben der Aus-
wahl- und Fördergrundsätze von Projekten im Rah-
men des LPW (AFG LPW). Das Programm hat eine 
Laufzeit bis Ende 2020.

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Schleswig-Holstein gewährt Zuwen-
dungen zur energetischen Optimierung in Bil-
dungsstätten nach Maßgabe 

– dieser Richtlinie,

– der Verwaltungsvorschriften zu § 44 Landes-
haushaltsordnung (LHO),

– der Regelungen der Europäischen Union für 
Förderungen aus dem Europäischen Fonds für 
Regionale Entwicklung (EFRE),

– im Rahmen der Grundsätze und Regelungen 
für die Auswahl, Förderung und Zuschussfä-
higkeit von Projekten durch den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) im 
Rahmen des Landesprogramms Wirtschaft 
(AFG LPW). 

Beihilfen in Bezug auf den kommerziellen Teil der 
förderungsfähigen Einrichtungen werden unter 
den Voraussetzungen und auf Grundlage der Ver-
ordnung (EG) Nummer 651/2014 der EU-Kommis-
sion vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Ver-
einbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit 
dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union gewährt.

1.2 Ein Anspruch der Antragstellerin auf Gewäh-
rung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr ent-
scheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Förderung

2.1 Gefördert werden vorrangig Maßnahmen zur 
energetischen Sanierung oder Optimierung an Ge-
bäuden in Bildungsstätten der allgemeinen, politi-
schen und kulturellen Bildung, die modellhaft zur 

Erhöhung der Energieeffizienz durch Energieein-
sparung und/oder die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien beitragen. Förderfähig ist ein Ersatzbau, 
wenn eine Sanierung unwirtschaftlich ist. Das ist 
in der Regel der Fall, wenn die Sanierungskosten 
mehr als 80 Prozent der zu erwartenden Kosten 
für einen Neubau betragen. Die Förderung ist auf 
den Anteil zu beschränken, der bei einem Neubau 
im räumlichen Umfang dem sanierungsbedürfti-
gen Gebäude entspricht. Zur Energieeinsparung 
zählen auch der Neuaufbau der gebäudeinternen 
Wärmeverteilung und die strukturelle Verbesse-
rung der Wärmeversorgung einschließlich einer 
gebäudeübergreifenden Wärmeverteilung. Maß-
nahmen der energetischen Sanierung müssen die 
zu erwartenden Folgekosten reduzieren. Das ist 
durch bauphysikalische Optimierung von Bautei-
len und optimierte anlagentechnische Auslegung 
zu erzielen.

2.2 Die Gebäude müssen zum Zeitpunkt des Be-
ginns der Maßnahme mindestens 10 Jahre alt 
sein. Für eine bereits erfolgte Sanierung der von 
der Maßnahme betroffenen Gebäude oder Gebäu-
deteile gilt Satz 1 entsprechend.

2.3 Maßnahmen der energetischen Optimierung 
beinhalten insbesondere:

a) Verbesserung der Wärmedämmung,

b) Demontage dezentraler Kohleöfen oder Nacht-
speicherheizungen samt ihrer Infrastruktur,

c) Anschluss an ein vorhandenes Fern- bzw. 
Nahwärmenetz mit einem Primärenergiefaktor 
gleich oder besser als 0,7,

d) Einsatz einer mit Erneuerbaren Energien betrie-
benen Wärmeerzeugungsanlage (wie beispiels-
weise Biomasseheizungsanlage) oder der Ein-
satz einer Wärmepumpe, sofern die techni-
schen Anforderungen an die Jahresarbeitszahl, 
wie durch das Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) gefordert, erfüllt wer-
den,

e) Aufbau und Betrieb eines mit Erd- oder vor-
zugsweise Biogas betriebenen Objekt-BHKWs, 
sofern ein Wärmenetzanschluss nicht möglich 
ist, oder

f) die Umrüstung der bestehenden Lüftungsanla-
gen auf energieeffiziente Lüftungsanlagen. 
Hierbei ist zu beachten, dass der Grad der 
Wärmerückgewinnung höher (oder gleich) ist 
als der Referenzwert gemäß der Verordnung 
(EU) Nummer 1253/2014 der Kommission 
vom 7. Juli 2014. Förderfähig ist der Neuauf-
bau der gebäudeinternen Versorgungsinfra-
struktur.

2.4 Der Aufbau einer Heizzentrale für den Aufbau ei-
ner leitungsgebundenen Fernwärmeversorgung im 
umgebenden „Quartier“ ist förderfähig (siehe 5.7). 
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Voraussetzung ist der Nachweis, dass dieses Sys-
tem für die Bildungsstätte in den Folgekosten wirt-
schaftlicher ist als eine objektbezogene Anlage 
(Generierung eines Synergieeffekts). Die Bildungs-
stätte kann auch als Ausgangspunkt des Fernwär-
meversorgungsnetzes geeignet sein. Zu diesem 
Zweck ist im Zusammenhang mit der energeti-
schen Bewertung der Bildungseinrichtung das ge-
bäudeumgebende Umfeld (Quartier) daraufhin zu 
untersuchen, inwieweit dieses Quartier als Anlass 
oder Ausgangspunkt für den Aufbau einer leitungs-
gebundenen Wärmeversorgung geeignet ist und 
dabei Synergievorteile auch für das Objekt (Bil-
dungseinrichtung) generiert werden können. Vorab 
ist ein Gutachten zur energetischen Bewertung des 
Umfeldes der Bildungsstätte zu erstellen. Als Wär-
meversorgungsanlage können ein Erdgas-BHKW 
oder Erneuerbare Energien (beispielsweise Biogas, 
Biomasse, Solarthermie oder Geothermie) einge-
setzt werden, deren Primärenergiefaktor gleich 
oder besser als 0,7 ist. Die Anlagenkomponenten 
Spitzenlastkessel zur Sicherung der Redundanz so-
wie Wärmespeicher zur Verbesserung der Gesamt- 
effizienz werden gefördert.

2.5 Der Austausch einer fossilen Heizungsanlage 
gegen ein mit Erdgas betriebenes Objekt-BHKW 
ist förderfähig, wenn im Rahmen einer Umfeldbe-
trachtung (gemäß 2.4) qualifiziert nachgewiesen 
wurde, dass eine Wärmeversorgung Dritter nicht 
möglich ist. Innerhalb eines fernwärmeversorgten 
Gebietes ist die Förderung eines mit fossilen 
Brennstoffen betriebenen BHKWs nicht möglich.

2.6 Windenergie- und Photovoltaikanlagen sind im 
Sinne dieser Förderrichtlinie nicht förderfähig.

3 Zuwendungsempfängerinnen und 
Zuwendungsempfänger

Antragsberechtigt sind als gemeinnützig aner-
kannte juristische Personen des privaten und öf-
fentlichen Rechts, sofern sie nicht gewerblich tä-
tig sind. Darunter fallen auch Heimvolkshoch-
schulen als Einrichtungen der Weiterbildung, die 
ihre Bildungsveranstaltungen überwiegend in 
Form von mehrtägigen Kursen bei gemeinsamer 
Unterbringung und Verpflegung (Internatsform) 
anbieten. Die Antragstellerin muss im Rahmen ei-
nes Internatsbetriebes unter hauptberuflicher Lei-
tung allgemeine, politische und kulturelle Bildung 
in Schleswig-Holstein anbieten. Die Antragstelle-
rin muss Besitzerin der den Antrag betreffenden 
Liegenschaft sein bzw. ihr müssen die Erhaltungs-
pflichten obliegen.

Ausgeschlossen sind Familien-, Umwelt- oder Be-
rufsbildungsstätten.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die energetische Bewertung muss den Ist-Zu-
stand darstellen, Sanierungsmaßnahmen aufzei-

gen und eine Berechnung der erzielbaren Energie-
einsparungen enthalten. Die empfohlenen Sanie-
rungsmaßnahmen müssen in einer nach 
energetischen und bauphysikalischen Gesichts-
punkten sinnvollen Reihenfolge durchgeführt wer-
den. Die energetische Bewertung muss durch 
eine nach § 21 EnEV ausstellungsberechtigten 
Person erfolgen.

4.2 Eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ist zu er-
stellen. In ihr sind Aussagen über die nach Fertig-
stellung zu erwartenden energetischen Einsparun-
gen (Elektrische Energie und Wärme) in kWh/MWh 
und in CO

2
-Äquivalenten zu treffen. Für eine Be-

rechnung der CO
2
-Äquivalente von Stromeinspa-

rung ist der bundesweite Durchschnittsstrommix 
(maßgeblich ist der vom Umweltbundesamt (UBA) 
jährlich veröffentliche Wert, www.uba.de) anzu-
wenden.

4.3 Die vorgesehenen Maßnahmen müssen die An-
forderungen der jeweils geltenden EnEV in Bezug 
auf die Änderung, Erweiterung und den Ausbau 
von Gebäuden um mindestens 20 Prozent über-
treffen. Bei Teilsanierungen gilt dies für die jewei-
lige Einzelmaßnahme entsprechend. Bei denkmal-
geschützten Gebäuden ist es ausreichend, wenn 
eine möglichst hohe Energieeffizienz erreicht 
wird. Die energetische Sanierung muss für die 
einzelne Maßnahme prägend sein. 

5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird im Wege der Projektför-
derung als Anteilfinanzierung mit Höchstbetrags-
begrenzung in Form eines nicht rückzahlbaren Zu-
schusses gewährt.

5.2 Die Zuwendung aus dem EFRE beträgt bis zu 
50 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben.

5.3 Die Zuwendungsempfängerinnen tragen einen 
Eigenanteil von mindestens 10 vom Hundert der 
gesamten zuwendungsfähigen Ausgaben.

5.4 Zuwendungsfähige Ausgaben sind die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit den energeti-
schen Sanierungsmaßnahmen bzw. der umfas-
senden baulichen Erneuerung notwendigen, nach-
gewiesenen und angemessenen Aufwendungen, 
die auf Basis einer Kostenberechnung nach DIN 276 
ermittelt werden. Zuwendungsfähig sind hierbei 
die Aufwendungen der Kostengruppen 300, 400, 
500, 730 und 740. 

5.5 Die im Zusammenhang mit der Maßnahme ste-
henden Kosten einer fachkompetenten energeti-
schen Beratung sind auf entsprechenden Nach-
weis zuwendungsfähig.

5.6 Die Verwaltungskosten der Zuwendungsemp-
fängerin sind keine zuwendungsfähigen Ausga-
ben.
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5.7 Bei Aufbau einer „Quartiers“-Wärmeversor-
gung in Verbindung mit einem Wärmenetz  
(siehe 2.4) ist der Anteil der Gesamtaufwendun-
gen förderfähig, der anteilsmäßig der Bildungs-
stätte zuzuordnen ist.

5.8 Wenn Haushaltsmittel nicht in ausreichender 
Höhe zur Verfügung stehen, werden vorrangig die 
Maßnahmen mit dem größten Minderungspoten-
tial in CO

2
-Äquivalenten (siehe 4.2) bezogen auf 

die Investitionssumme gefördert. Die Maßnahmen 
müssen zusätzlich auf andere Bildungsstätten 
übertragbar sein.

5.9 Förderfähig sind Maßnahmen, deren zuwen-
dungsfähige Ausgaben mindestens 100.000 € 
betragen. 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Im Zuwendungsbescheid ist die Dauer der 
Zweckbindung bzw. Nutzungsbindung festzuset-
zen. Die Zweckbindungsfrist beträgt für techni-
sche Anlagen 15 Jahre, in allen anderen Fällen  
25 Jahre. 

Die Zuwendungsempfängerinnen stellen die 
Zweckbindung sicher. Eine dingliche Sicherung 
zugunsten des Landes ist bei privatrechtlicher Trä-
gerschaft des Maßnahmenträgers vorzunehmen.

6.2 Die Bestimmungen des aktuell geltenden Ver-
gaberechts sind einzuhalten.

6.3 Im Hinblick auf die Förderung aus dem Landes-
programm Wirtschaft unterliegen die geförderten 
Maßnahmen einer ständigen Begleitung und Be-
wertung anhand der im „Operationellen Programm 
des Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE) in Schleswig-Holstein 2014 bis 2020“ 
(OP EFRE) unter Investitionspriorität 4 c genann-
ten Indikatoren.

6.4 Im Rahmen von Informations- und Publizitäts-
maßnahmen wird eine Liste der Vorhaben in elek-
tronischer Form veröffentlicht. Diese Liste enthält 
zumindest folgende Angaben:

– den Namen der Begünstigten (ausschließlich 
juristische Personen),

– die Bezeichnung und eine Zusammenfassung 
des Vorhabens,

– Datum von Beginn und Ende des Vorhabens,

– den Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben,

– die Postleitzahl des Ortes des Vorhabens sowie 
das Land.

Mit der Annahme der Zuwendung erklärt die Zuwen-
dungsempfängerin gleichzeitig das Einverständnis 
zur Aufnahme in die öffentliche Liste der Vorhaben 
(Artikel 115 Absatz 2 in Verbindung mit Anhang XII 
Ziffer 1 der Verordnung (EU) Nummer 1303/2013).

6.5 Die Zuwendungsempfängerin verpflichtet sich 
mit der Annahme der Zuwendung, die Vorgaben 

der Europäischen Kommission hinsichtlich der 
durchzuführenden Informations- und Kommunika- 
tionsmaßnahmen umzusetzen (Anhang XII Zif- 
fer 2.2 der Verordnung (EU) Nummer 1303/2013).

6.6 Das Land gewährt Zuwendungen nach der 
Maßgabe der Verwaltungsvorschriften zu § 44 
Landeshaushaltsordnung (LHO). Soweit die Zu-
wendungen grundsätzlich die Voraussetzungen 
einer staatlichen Beihilfe im Sinne von Artikel 107 
Absatz 1 Vertrag über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union (AEUV) erfüllen, auch nach der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung 
(AGVO) der Artikel 53 bzw. 54 (Verordnung der 
EU-Kommission Nummer 651/2014 vom 17. Juni 
2014, ABIEU L 187/1 vom 26. Juni 2014, in der 
jeweils geltenden Fassung oder nach Maßgabe 
und unter Einhaltung der Voraussetzungen der 
Verordnung (EU) Nummer 1407/2013 der Kom-
mission vom 18. Dezember 2013 über die An-
wendung der Artikel 107 und 108 des AEUV auf 
De-minimis-Beihilfen (ABIEU L 352/1 vom 24. De-
zember 2013, im Folgenden: De-minimis-VO)) in 
der jeweils geltenden Fassung sowie deren Nach-
folgeregelungen.

Einem Antragsteller, der einer Rückforderungsan-
ordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der 
Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit 
einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem 
Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, dürfen 
keine Einzelbeihilfen gewährt werden.

6.7 Das Prüfungsrecht des Landesrechnungshofs 
aus § 91 LHO bleibt unberührt.

7 Verfahren

7.1 Bewilligungsstelle ist die Investitionsbank 
Schleswig-Holstein (IB.SH). Sie ist ebenfalls mit 
der Beratung vor Antragstellung und Abwicklung 
der Maßnahmen als zwischengeschaltete Stelle 
beauftragt.

7.2 Zuwendungen sind vor Beginn der Maßnahme 
auf den bereitgestellten amtlichen Antragsvor-
drucken (zu finden unter: www.ib-sh.de) in dreifa-
cher Ausfertigung bei der IB.SH zu beantragen. 
Beizufügen sind prüffähige Unterlagen, welche 
mindestens folgende Angaben enthalten müssen 
(in Anlehnung an Ziffer 4.1.1 Landesprogramm 
Wirtschaft-, Auswahl- und Fördergrundsätze (AFG 
LPW)):

– Antragsteller bzw. Vorhabenträger, Rechts-
form, rechtsverbindliche Unterschrift,

– ausführliche Beschreibung des Vorhabens,

– Ziel des Vorhabens,

– Investitionsort,

– Kostenschätzung und Finanzierungsplan,  
(Ko-)Finanzierung, Folgekosten/Wirtschaftlich-
keitsberechnung (Berechnung der betriebswirt-
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schaftlichen Effizienz unter Einschluss der För-
derung),

– Laufzeit des Vorhabens,

– Zusicherung, ein gesondertes Buchführungs-
system oder einen gesonderten Buchführungs-
code für die Abrechnung des Vorhabens zu 
verwenden,

– gegebenenfalls weitere, gemäß der anzuwen-
denden Förderrichtlinie erforderliche Angaben 
und 

– Darstellung des Beitrags des Vorhabens zur Zie-
lerreichung der jeweiligen Investitionspriorität 
des OP EFRE einschließlich der Querschnitts-
ziele („Nachhaltige Entwicklung“ und „Gleich-
stellung von Männern und Frauen und Nichtdis-
kriminierung“) sowie der Umweltindikatoren. 
Dabei sollen die Effekte des Vorhabens qualita-
tiv und quantitativ beschrieben werden (inklu-
sive strukturverbessernde und Beschäftigungs-
effekte), auch anhand der im OP genannten 
sowie weiterer erforderlicher Indikatoren. Dies 
schließt eine umfassende Situa tionsanalyse/
Problemdarstellung sowie eine detaillierte Lö-
sungsbeschreibung (Ist-/Solldarstellung) ein.

7.3 Mit dem Vorhaben darf vor Erteilung des Zu-
wendungsbescheides nicht begonnen werden. 
Eine Zustimmung zum vorzeitigen Beginn, die kei-
nen Rechtsanspruch auf eine spätere Förderung 
begründet, kann in Ausnahmefällen schriftlich un-
ter Begründung des Erfordernisses bei der IB.SH 
beantragt werden.

7.4 Die Bewilligung erfolgt im Rahmen des Aus-
wahlverfahrens des Landesprogramms Wirtschaft 
durch das für Kultur zuständige Ministerium.

7.5 Die bewilligten Mittel dürfen nur zur Beglei-
chung bereits fälliger Rechnungen anteilig zur 
Zahlung angewiesen werden. Entsprechende 
Nachweise dafür sind der IB.SH von der Zuwen-
dungsempfängerin vorzulegen.

7.6 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrech-
nung der Zuwendung sowie für den Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung und die gegebe-
nenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendung gelten die Verwaltungsvor-
schriften (W) bzw. W-K zu § 44 LHO in Verbindung 
mit den entsprechenden Regelungen des Landes-
verwaltungsgesetzes (§§ 116, 117, 117 a LVwG), 
soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen 
zugelassen worden sind, sowie bei einer Förde-
rung mit EFRE-Mitteln die Bestimmungen der Eu-
ropäischen Kommission.

7.7 Verfahren zum Verwendungsnachweis

 Die Zuwendungsempfängerin weist spätestens 
sechs Monate nach Abschluss des Vorhabens der 

IB.SH die zweckentsprechende, wirtschaftliche 
und sparsame Verwendung der gewährten Zu-
wendung nach und legt einen Verwendungsnach-
weis vor.

7.8 Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinie 
eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte oder 
liegen besondere landespolitische Interessen vor, 
können vom für Kultur zuständigen Ministerium  
- im Einvernehmen mit dem Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume, dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie und dem Finanzministe-
rium - Ausnahmen zugelassen werden.

8 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt rückwirkend zum 1. Januar 
2016 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 
2020. Damit aufgehoben wird die Richtlinie zur 
Förderung von Investitionen zur energetischen 
Optimierung in Bildungsstätten der allgemeinen, 
politischen und kulturellen Bildung vom 19. Feb-
ruar 2016 (Amtsbl. Schl.-H. S. 200)*). 

Amtsbl. Schl.-H. 2016 S. 819

*) Gl.Nr. 6608.28

Richtlinie zur Förderung 
von Vormundschaftsvereinen

Gl.Nr. 6670.13

Bekanntmachung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung
vom 19. August 2016 – VIII PG UMA 2 –

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richt-
linien und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 
Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (VV 
zu § 44 LHO) Zuwendungen zur Förderung der 
den Vormundschaftsvereinen nach § 54 SGB VIII 
übertragenen Aufgaben.

1.2 Ziel der Förderung ist die Erhöhung der Zahl 
von Vormundschaftsvereinen und die Aufrechter-
haltung und Steigerung der Qualität der Arbeit.

1.3 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zu-
wendungen besteht nicht. Die Bewilligungsbe-
hörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermes-
sen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Förderung

Gefördert werden anteilige Personal- und Sach-
ausgaben für die zielgerichtete Erfüllung der Auf-
gaben gemäß § 54 Abs. 2 SGB VIII, insbesondere

2.1 die planmäßige Bemühung um die Gewinnung 
ehrenamtlicher Vormünder,

2.2 die Einführung der ehrenamtlichen Vormünder 
in ihre Aufgaben,

2.3 die Fortbildung und Beratung von ehrenamtli-
chen Vormündern sowie
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2.4 die Ermöglichung eines Erfahrungsaustauschs 
von ehrenamtlichen und hauptamtlichen Vormün-
dern.

3 Zuwendungsempfänger

3.1 Antragsberechtigt sind Vormundschaftsvereine 
mit Erlaubnis nach § 54 SGB VIII mit Sitz in 
Schleswig-Holstein.

3.2 Zuwendungsempfänger stimmen ihren Ein-
zugsbereich untereinander und mit den örtlichen 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe ab. 

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die Maßnahmen müssen in Schleswig-Holstein 
durchgeführt werden.

4.2 Es werden nur Maßnahmen gefördert, die nicht 
von anderer Seite gefördert werden.

4.3 Der Vormundschaftsverein gewährleistet eine 
Personalausstattung, die für eine fachlich qualifi-
zierte Erfüllung der Aufgaben nach Ziffer 2 erfor-
derlich ist. Zur personellen Ausstattung eines Vor-
mundschaftsvereins gehören mindestens eine 
oder ein als Vollzeit- oder Teilzeitkraft angestellte 
Mitarbeiterin oder angestellter Mitarbeiter und bei 
Bedarf weitere geeignete hauptberuflich ange-
stellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Fach-
kräfte). Geeignet im Sinne dieser Vorschrift ist 
eine hauptamtliche Fachkraft in der Regel dann, 
wenn sie über eine staatlich anerkannte Ausbil-
dung, insbesondere in den Bereichen Sozialarbeit, 
Sozialpädagogik, Psychologie oder Rechtswissen-
schaft verfügt. Die hauptamtliche Fachkraft soll 
neben den in Ziffer 2 genannten Aufgaben auch 
eigene Vormundschaften übernehmen.

4.4 Der Verein hat seinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern eine angemessene Fort- und Weiter-
bildung zu ermöglichen. Er hat seine Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter gegen Schäden, die diese 
anderen im Rahmen ihrer Tätigkeit zufügen kön-
nen, angemessen zu versichern.

5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Zuwendungsart

Die Zuwendung wird im Wege der Projektförde-
rung als Vollfinanzierung mit Höchstbetragsbe-
grenzung bewilligt. Sie wird als nicht rückzahlba-
rer Zuschuss gewährt.

5.2 Bemessungsgrundlage

Bemessungsgrundlage sind die nachweisbaren 
zuwendungsfähigen Personal- und Sachausga-
ben, die unter Zugrundlegung eines strengen 
Maßstabes für eine sparsame, wirtschaftliche und 
zweckmäßige Erlangung des Zuwendungs-
zweckes unmittelbar entstehen. Alle mit dem Zu-
wendungszweck zusammenhängenden Einnah-
men (z.B. Spenden, Teilnehmerbeiträge) sind als 
Deckungsmittel einzusetzen.

5.3 Höhe der Zuwendung

Die Höhe des zu gewährenden Zuschusses be-
trägt pro gefördertem Verein höchstens 50.000 € 
im Jahr. Er richtet sich nach dem aus dem Pro-
jektplan ersichtlichen Personal- und Sachausga-
benbedarf.

In besonders begründeten Ausnahmefällen kann 
der Höchstbetrag überschritten werden.

6 Verfahren

6.1 Antragstellung

Zuwendungsanträge nach dem Muster der An-
lage 1 sind schriftlich bis spätestens 31. Dezem-
ber des vorherigen Jahres beim Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleich-
stellung einzureichen. Geht der Antrag später ein 
oder wird erstmals ein Antrag auf Förderung nach 
dieser Richtlinie gestellt, beginnt die Förderung 
frühestens ab dem Ersten des Monats, in dem der 
Antrag bei dem Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung eingeht. In 
Anwendung von VV Nummer 1.3 zu § 44 LHO 
gilt bei rechtzeitiger Antragstellung die Einwilli-
gung in den vorzeitigen Maßnahmenbeginn als 
erteilt. Der Antragsteller trägt das Risiko der Ab-
lehnung bzw. der Nichtberücksichtigung aus an-
deren Gründen. Eine Entscheidung über die Bewil-
ligung ist mit der Einwilligung in den vorzeitigen 
Maßnahmenbeginn noch nicht getroffen. Für je-
den Monat, für den nach Satz 3 dieser Ziffer eine 
Förderung nicht in Betracht kommt, vermindert 
sich der Höchstbetrag der Förderung (Ziffer 5.3) 
um ein Zwölftel. 

Mit dem Antrag auf Förderung reicht der Verein 
eine Projektbeschreibung mit detaillierten Ausfüh-
rungen dazu, wie der Vormundschaftsverein im 
Förderzeitraum seine Aufgaben nach Ziffer 2 der 
Richtlinie erfüllen will und welchen Anteil der Ar-
beitskraft (Jahresstunden) die geförderten Fach-
kräfte auf die jeweilige Aufgabe voraussichtlich 
verwenden werden. 

6.2 Bewilligung und Auszahlung

Über die Bewilligung bzw. Ablehnung der Zuwen-
dung erhält der Antragsteller einen schriftlichen 
Bescheid. Bei Vorliegen der Voraussetzungen wird 
der Zuschuss abweichend von VV Nummer 7 zu 
§ 44 LHO in vier gleichen Jahresraten gezahlt. 
Die Auszahlung soll im ersten Monat des jeweili-
gen Quartals erfolgen. Auszahlungen ab dem  
3. Quartal können nur geleistet werden, wenn der 
Verwendungsnachweis vollständig eingereicht 
wurde. Dies gilt nicht für das Jahr der erstmaligen 
Antragstellung.

6.3 Nachweis der Verwendung

Der Verwendungsnachweis der Zuwendung (An-
lage 3) ist abweichend von Ziffer 6.1 ANBest-P 

Anl
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bis zum 30. April des folgenden Jahres dem Mi-
nisterium vorzulegen. Zum Zwecke der Erfolgs-
kontrolle haben die Vormundschaftsvereine bei 
Vorlage des Verwendungsnachweises darzustel-
len, inwieweit die mit dem Projektplan angestrebte 
Erfüllung der Aufgaben erreicht wurde. Hierbei ist 
auf die einzelnen unter Ziffer 2 aufgelisteten Auf-
gaben einzugehen.

6.4 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 
Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls 
erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe-
scheides und die Rückforderung der gewährten 
Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO i.V.m. der 
entsprechenden Regelung des Landesverwal-
tungsgesetzes (§§ 116, 117, 117 a LVwG), soweit 
nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelas-
sen sind.

6.5 Sonstige Verfahrensregelungen

In besonders begründeten Ausnahmefällen kann 
das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wis-
senschaft und Gleichstellung im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium Ausnahmen von den 
nach dieser Richtlinie zu erfüllenden Vorausset-
zungen zulassen.

7  Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt rückwirkend zum 1. Januar 
2016 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 
2018.
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